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Siegesglaube .
Seit den Tagen des Kriegsbeginns , da Feinde

von allen Seiten gegen uns erſtanden , Millionen⸗

heere heranſchwollen aus allen vier Himmelsrichtun⸗

gen —ſeitdem haben die zwei langen Kriegsjahre
teine ſo heiß erregenden Tage mehr gebracht als

die , in denen wir ſtehen . Die „ Einheit der Front “
unſere Feinde hatten ſie ſeit langem eifervoll vor⸗

bereitet und zu gegenſeitiger Aufrichtung in prahle⸗
riſchen Ergüſſen angekündigt . Immer wieder ha⸗

ben unſere unerwarteten Angriffe dieſen kühn ge⸗

dachten Plan in der Entwicklung geſtört , ſeine Stoß⸗
kraft zerſplittert . Aber nun iſt endlich doch etwas

zuſtande gekommen , das wenigſtens einen Teil der

Abſichten unſerer Feinde verwirklicht . Alle ihre

Kräfte ſuchen die Gegner zuſammenzuraffen zu

gleichzeitigem Anprall . Den Sieg , der ihnen auf

allen Kriegsſchauplätzen verſagt war — ein gemein⸗

ſamer Anſturm gegen die Schutzmauer aus unſerm

edelſten Blut ſoll ihn erzwingen . Die Eiſenmaſſen ,

welche die halbe Welt ihnen zurichtete , ſchleudern

ſie tagelang wider unſere Tapfern , um ihre Willens⸗

kraft zu zerreiben , und rennen dann in dichten Maſ⸗

ſen an , Weiße , Gelbe , Braune und Schwarze .

Nie hat die Welt ſo Ungeheueres erlebt . Nie haben

Heere getrotzt , wie die unſeren trotzen .

Mit dem Feldzug der Waffen verbinden unſere

Feinde den Hungerkrieg und den Lügenfeldzug . Bei⸗

des zielt nach Kopf und Herzen der Heimat . Den

Hungerfeldzug werden ſie verlieren . Das mühſelige

und dornenvolle Werk der planmäßigen Verwaltung
und gerechten Verteilung unſerer Lebensmittel iſt der

Vollendung nahe . Und auf den Fluren der Hei⸗
mat reift verheißungsvolle Ernte .

Dem Lügenfeldzug unſerer Feinde haben wir

ſelber den Weg zum Ohr und Herzen unſeres Vol⸗

kes gebahnt . Vom erſten Tage des Krieges haben
wir , als einzige von allen kämpfenden Nationen , die

Heeresberichte unſerer ſämtlichen Gegner ohne jede

Kürzung veröffentlicht . Denn grenzenlos iſt unſer
Vertrauen in die Standhaftigkeit der Daheimgeblie⸗
benen . Aber unſere Feinde haben ſich dieſes Ver⸗

trauen zunutze gemacht . Mehrmals am Tage fun⸗

ken ſie ihre Heeresberichte in die Welt hinaus , ja die

Engländer verſenden ſeit Beginn ihrer Offenfive
ſogar alle zwei Stunden eine Depeſche . Jede ein⸗

zelne dieſer Veröffentlichungen hat einen Umfang
doppelt und dreifach größer als unſer einmaliger

Tagesbericht . Und alle ſind ſie in einem Stil ge⸗

ſchrieben , der nichts mit militäriſcher Knappheit und

Schlichtheit gemein hat . Das iſt nicht mehr die

Sprache des Soldaten , das find phantaſtiſche Sie⸗

geshymen , und ihr Schwelgen in Namen eroberter

Dörfer und Wälder , erſtürmter Stellungen , in Zah⸗
len erbeuteter Geſchütze und abgeſchleppter Zehn⸗

tauſende von Gefangenen treibt mit der Wahrheit

Spott .

Warum das alles ? Nur um die ermattende

Siegeszuverſicht der eigenen Heere und Völker , das

wankende Vertrauen der Bundesgenoſſen wieder auf⸗



zurichten ? Nur um das ſcharf beobachtende Auge der

Neutralen zu blenden ? Nein : dieſe Sintflut von

Telegrammen ſoll durch die Kanäle , die wir ſelber

den Feinden geöffnet haben , gegen das Herz des

deutſchen Volkes anprallen , ſoll unſere Standhaftig

keit unterwühlen und hinwegſchwemmen !

Aber auch dies ſchändliche Spiel wird nicht ge

lingen . Wie unſere herrlichen Kämpfer draußen an

der Front ſich vielfacher Uebermacht ſiegreich erweh

rten , ſo wird das deutſche Volk dem anbrandenden

Schwall der feindlichen Reklametelegramme elne

Stirn des Trotzes und des Hohnes entgegenſetzen .

Es wird ſich erinnern , daß die deutſchen Heeresbe
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richte ihm und der Welt zuweilen nicht alles ſagen

durften , daß ſie aber nie ein Wort geſprochen haben ,

das nicht der ſtrengſten Prüfung der Wahrheit ſtand

gehalten hätte . In ſtolzem Vertrauen auf die knappe

und herbe , doch unbedingt zuverläſſige Aufklärung ,

die es von der eigenen Heeresleitung erhält , wird

Deutſchland dies Maſſenaufgebot der feindlichen

Meldungen als das anerkennen , was es iſt : als den

boshaft ausgeklügelten Verſuch , ihm die Ruhe , Be⸗

ſonnenheit und Zuverſicht zu rauben , die der Soldat

im Rücken fühlen muß , wenn er zum Schutze der

Heimat freudig ſein Alles einſetzen ſoll . So werden

die Lügenlegionen des Feindes zerſchellen an dem

erzenen Wall unſeres Glaubens . Unſere Krieger

trotzen dem Eiſen und dem Feuer die Heimat

wird ſich auch durch den Ozean bedruckten Papiers

nicht erſchüttern laſſen . Volk und Heer ſind eines

im Siegerwillen und Siegesglauben .

1 . Allgemeine Gemeindeſachen .

Die Mitwirkung der Gemeindebehörden bei der

Konzeſſions⸗Erteilung .
Grundſätzlich enthält ſich die Deutſche Reichs⸗

geſetzgebung durchweg jedes Eingriffs in die innere

Verwaltung der Einzelſtaaten , ſo daß es dieſen letz⸗

teren insbeſondere auch ſtets überlaſſen bleibt , die

zuſtändigen Behörden zur Löſung der ſtaatlichen

Aufgaben und zur Wahrnehmung der öffentlich⸗recht⸗

lichen Funktionen in voller Unabhängigkeit zu be⸗

ſtimmen . Für das Verfahren in Konzeſſionsſachen

ſchreibt die Gewerbeordnung zwar vor , daß gewiſſe

Gewerbe , namentlich dasjenige der Gaſt - u. Schank⸗

wirte ſowie der Kleinhandel mit Branntwein , nur

betrieben werden dürfen aufgrund einer beſonderen

behördlichen Genehmigung ; die Gewerbeordnung

ſagt aber dabei nicht , welche Behörde der Einzelſtaa⸗
ten dieſe Erlaubnis zu erteilen oder zu verſagen hat .

Die große Mannigfaltigkeit und Buntſcheckigkeit un⸗

ſeres früheren geſammten Rechtslebens beſteht auch

in dieſem Punkt noch fort und es iſt füglich nicht

zu leugnen , daß die hier betätigte Zurückhaltung der

Reichsgeſetzgebung vom großen Publikum , vom prak⸗

tiſchen Verkehr als eine gewiſſe Unbequemlichkeit
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empfunden werden kann , allein die Rückſichten , die

in dieſen Fragen zu nehmen waren , erwieſen ſich

doch einerſeits als ſtärker , andererſeits aber auch zu⸗

gleich als würdiger , ſo daß man ſich über ſie nicht

hätte hinwegſetzen können .

Nur eine kleine Abweichung von dieſer Regel

geſtattet ſich die deutſche Gewerbeordnung . Im 8 33

a. a. O. iſt nämlich von der Konzeſſionspflicht der

Gaſt - und Schankwirtſchaften und für den Klein⸗

handel mit Branntwein dis Rede , und da ſagt denn

das Geſetz in Abſatz 4 wörtlich Folgendes :

„ Vor Erteilung der Erlaubnis iſt die Ortspoli⸗

zei⸗ und die Gemeindebehörde gutachtlich zu hören . “

Hier wird alſo auf ganz beſtimmte Organe der

Staats - bezw . Gemeindeverwaltung hingewieſen , die

im Konzeſſionsverfahren nach ihrer Stellungnahme

zu befragen ſind . Und eben auf die Beobachtung

dieſer Vorſchrift legt das Geſetz ein beſonders großes

Gewicht , es läßt dies durch die Wahl des Ausdrucks

„iſt zu hören “ deutlich erkennen , es hat zweifel⸗
los dieſen Ausdruck gefliſſentlich gebraucht im Ge —

genſatz zu Wendungen wie etwa „ kann gehört wer

den “ , oder „ſoll gehört werden “ . Dieſe Worte des

Geſetzestextes beſagen nämlich , daß damit eine un⸗

erläßliche Vorausſetzung für die Gültigkeit des Ver⸗

fahrens gegeben worden iſt , von deren Erfüllung kei

nesfalls Abſtand genommen werden darf .

Würde alſo die zur Verfügung des Konzeſſions⸗

geſuchs berufene Behörde die Genehmigung erteilen ,

ohne zuvor die Organe der örtlichen Polizei und der

Gemeindeverwaltung darüber gehört zu haben , ſo

wäre das ganze Verfahren nichtig und könnte von

einer der beteiligten Parteien angefochten und rück —

gängig gemacht werden .

Andererſeits aber geht aus der Faſſung des

Geſetzes ohne weiteres hervor , daß der Ortspolizei

und der Gemeindebehörde in allen Fällen nur eine

beratende Stimme eingeräumt iſt ; dieſe haben ſich

gutachtlich zu äußern , haben aber nicht das Recht ,

an der Entſcheidung über Genehmigung oder Ableh —

nung ſelbſt Teil zu nehmen .

Dies entſpricht auch durchaus der das geſamte

moderne Rechtsleben beherrſchenden Grundidee , wo⸗

nach jeder , der berufen iſt , eine Entſcheidung zu ge

ben , dieſe aus ſeiner eigenen Ueberzeugung geben ,

nicht aber von Anderen ſie ſich verſchreiben laſſen ſoll .

Glaubt die zuſtändige Spruchbehörde , daß das

ihr von der Ortspolizei⸗ und Gemeindebehörde er⸗

ſtattete Gutachten nicht zutreffend ſei , ſo iſt ſie nicht
nur befugt , ſondern auch verpflichtet , abweichend

hiervon das ihr vorliegende Konzeſſionsgeſuch zu

verbeſcheiden ; ſie wird ſich aber dabei über das Votum

der Gutachter nicht ſo leicht hinwegſetzen dürfen ,

nachdem das Geſetz ſelbſt den Wert dieſer gutachtli⸗
chen Auslaſſungen ſo hoch einſchätzt . Angeſichts

der großen Vermehrung der Zahl der Gaſt⸗ und
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Schankwirtſchaften unter der früheren Geſetzgebung
erſcheint es angezeigt , wenn die Gutachter die Be⸗

dürfnisfrage verneint haben und das Bedürfnis für

den beabſichtigten Betrieb nicht anderweitig zweifels⸗
frei feſtgeſtellt iſt , die Konzeſſion ſtets zu verſagen .
Der Ortspolizei⸗ bezw . Gemeindebehörde ſteht für

den Fall , daß ſie glaubt , die Spruchbehörde habe
ſich grundlos über die von ihr geäußerte Meinung
hinweggeſetzt , ein Rechtsmittel gegen die Entſcheidung
reichsgeſetzlich nicht zu . Leider beſteht vielfach ein

Irrtum über die rechtliche Bedeutung und die große
Tragweite des Gutachtens der Ortspolizei⸗ und

bezw . Gemeindebehörde ; wenn es auch nicht den An⸗

ſpruch darauf hat , den Ausſchlag bei der Endent⸗

ſcheidung zu geben , ſo muß dasſelbe gleichwohl un⸗

ter allen Umſtänden ernſteſter Beachtung gewürdigt
werden . Ph . Häfner .

Einſprache gegen einen Voranſchlag .
In der Gemeinde Sch . wurde mit Stimmen⸗

mehrheit beſchloſſen , eine Waſſerleitung zu erſtellen
und den Waſſerzins ſo zu bemeſſen , daß daraus die

Hälfte des Aufwandes für die Tilgung und Verzin⸗
ſung des Baukapitals gedeckt würde , den Reſt aber

auf die Umlage zu übernehmen . Als Gegner des

Unternehmens traten einige Bürger auf die im Be⸗

ſitze laufender Brunnen waren , ſowie die Eigentü⸗
mer von drei abſeits gelegenen Höfen , für die der

Anſchluß nicht möglich war . Die Gegner wußten
zwar weitere Anhänger zu gewinnen , blieben aber

in der Minderheit . Den Zweck , ſich von den Koſten
des Unternehmens frei zu halten ſuchten ſie ſpäter

dadurch zu erreichen , daß ſie gegen den Voranſchlag
Einſpruch erhoben und beantragten , die Ausgaben
auf die Waſſerleitung vom Gemeindeaufwande aus⸗

zuſcheiden und auf die Waſſerabnehmer umzulegen .
Die Einſprache wurde vom Bezirksamt mit folgen⸗
der Begründung abgewieſen :

„ Die Waſſerleitung der Gemeinde Sch . iſt als

Gemeinde⸗Einrichtung erſtellt und es ſind deshalb
die Koſten , ſoweit ſie nicht durch Gebühren ( Waſſer⸗
zins ) gedeckt werden , in der gleichen Weiſe aufzu⸗
bringen wie der übrige Gemeindeaufwand . “

Gegen dieſen Beſcheid wurde der Rekurs an Gr .

Miniſterium des Innern eingelegt . Das Amt be⸗

antragte die Verwerfung des Rekurſes und führte da⸗

bei u. a. aus , es habe von vornherein die Abſicht
beſtanden , den Waſſerzins ſo zu bemeſſen , daß da⸗

raus die Hälfte des Aufwandes für die Tilgung und

Verzinſung der Bauſchuld beſtritten werde könne .

Dieſem Vorhaben trage der inzwiſchen genehmigte
Tarif , deſſen Sätze die im Bezirke üblichen ſeien ,

Rechnung , denn der Ertrag ſei auf 1200 Mark be⸗

rechnet , während die Tilgung und Verzinſung 2200

Mark erfordern . Für die Beſitzer der erwähnten
drei Höfe , die ſich der Einſprache nicht angeſchloſ⸗
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ſen hatten , ſei eine beſondere Regelung in Ausſicht

genommen . Der Rekurs wurde vom Gr . Miniſte⸗
rium des Innern unter Verfällung des Rskurrenten
in die Koſten abgewieſen , „ da die angefochtene Ver⸗

fügung des Bezirksamts weder in rechtlicher noch
in tatſächlicher Beziehung eine unrichtige Beurtei⸗

lung der Sachlage erkennen ſaſſe . “

Die Beſitzer der drei Höfe , für die der Anſchluß
an die Leitung nicht möglich war , werden aus Bil⸗

ligkeitggründen zur Umlage nur ſoweit beigezogen ,
als das Werk der Allgemeinheit dient , nämlich :

Zur Verbeſſerung der Feuerlöſcheinrichtungen ,
( Hydranten ) , zur Verſorgung des Schul - und Rat⸗

hauſes ſowie des Farrenſtalles mit Waſſer und zu
den Koſten des Erwerbs der Quellgrundſtücke .

Die Koſten hiefür wurden von der Bauſchuld

abgezogen und berechnet , welche Umlage nach Abzug
des Waſſerzinſes zur Tilgung und Verzinſung der

Reſtſchuld erforderlich war . Die ſo gefundene Um⸗

lage ( 4 d) wird den Beſitzern alljährlich zurückver⸗
gütet .

Die Feſtſtellung der umlagepflichtigen Steuerwerte

und ⸗Sätze .

( Mängel und Vorſchlägeh .
1. Umlagedarſtellung .

Die vom Gr . Steuerkommiſſär aufzuſtellende
Umlage - Darſtellung ſoll dem Gemeinderat bei Auf⸗
ſtellung des Voranſchlags eine Uäberſicht über die

Geſamtſummen der an ſich umlagepflichtigen Steuer⸗

werte und ⸗Sätze bieten .

Da der Umlage⸗Bedarf feſtſteht , hängt der Um⸗

lagefuß von der Höhe dieſer Summen ab . Um ſo

wünſchenswerter muß es ſein , daß die Angaben der

Umlage - Darſtellung dem neueſten tatſächlichen Stand

entſprechen .
Die Grundlage bilden das Liegenſchaftskataſter ,

das Vermögens - und Einkommenſteuerkataſter und

das Kataſter der mit unter 900 Mark Einkommen

veranlagten Perſonen mit den beim letzten Abund⸗

zuſchreiben ermittelten Steuerwerten und Sätzen .
Das jährliche Abundzuſchreiben findet in den Mo⸗

naten April bis September ſtatt . Es liegt alſo zwi⸗
ſchen dieſem und dem folgenden Umlagejahr ein Zeit⸗
raum von 3 —8 Monaten . Aus techniſchen Grün⸗

den war es früher unmöglich , den Stand der um⸗

lagepflichtigen Werte und Sätze zu einem näher

liegenden Zeitpunkt zu ermitteln , da alle Verände⸗

rungen in der Regel alljährlich nur einmal , d. i .

beim Abundzuſchreiben ermittelt wurden .

Dies iſt aber anders geworden . Schon ſeit
Jahren iſt der Gr . Steuerkommiſſär befugt , von ſich
aus vorläufige Steuerveranlagungen und Abſchrei⸗
bungen außerhalb des Abundzuſchreibens vorzuneh⸗
men . Beides geſchieht nicht allein nach den Anga⸗
ben der Pflichtigen ſelbſt , ſondern in weitgehendem
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Maße auch nach den Mitteilungen von Behörden ,

Gewerbetreibenden uſw .

Obwohl alſo dieſe Veränderungen bekannt ſind ,

dürfen ſie bei Aufſtellung der Umlage⸗Darſtellung

nicht berückſichtigt werden , lediglich weil ſie beim letz⸗

ten Abundzuſchreiben noch nicht feſtgeſtellt waren .

Man könnte ja einwenden , daß der Stand beim

Abundzuſchreiben genauer als jener am 1. Dezem⸗

ber ſei , weil dabei auch die Höherveranlagungen

und Ermäßigungen berückſichtigt ſind , während dies

bei letzterem Zeitpunkt nicht der Fall iſt . Auch werde

der infolge Abſchreibungen entſtehende Umlageaus⸗

mindeſtens wieder ausgeglichen ,

rtrag im Allgemeinen auch ohne

Jahr zu Jahr

fall durch Zugä ge

da ja der Umlagee

Erhöhung des Umlagefußes von

ſteige .
Dem läßt ſich jedoch entgegen halten , daß es

ſogar ſehr erwünſcht iſt , wenn der tatſächliche Um

lageertrag den Voranſchlag merklich überſteigt , da

bekanntlich jedes Jahr neue nicht vorhergeſehene

Ausgaben bringt , die möglichſt durch den Umlage —

Mehrertrag des gleichen Jahres gedeckt werden ſoll⸗

ten . Wenn infolge außerordentlich großer Unglücks⸗

fälle wie Ueberſchwemmungen , große Brände und

dergleichen der erhoffte Ausgleich für die Abſchrei⸗
bungen nicht eintritt , macht ſich dies gerade dann

um ſo fühlbarer , wenn die Gemeinde zu großen

Mehrausgaben genötigt iſt . Der durch den Krieg

verurſachte Umlageausfall vieler Gemeinden wäre
im laufenden Jahr wenigſtens zum Teil vermieden

worden , wenn die bis zum 1. Dezember 1914 er⸗

folgten Abſchreibungen von Einkommenſteuerſätzen
bei Aufſtellung der Umlagedarſtellungen für 1915

hätten berückſichtigt werden können .

Ein Schritt in der vorgeſchlagenen Richtung iſt

übrigens ſchon dadurch geſchehen , daß jene Veran⸗

lagungen über Einkommen von unter 900 , deren

Aufhebung der Gemeinderat anfangs Dezember be⸗

antragt , für das neue Jahr nicht mehr in Rechnung

geſtellt werden . Daß übrigens der Gemeinderat vor

Stellung ſeines Antrags nur die ſchon für das lau⸗

fende Jahr beſtehenden Veranlagungen dieſer Art

prüft und die beim letzten Abundzuſchreiben boſchloſ⸗
ſenen Neuveranlagungen unberückſichtigt laſſen muß ,
weil er ſie noch nicht konnt , iſt ein Mangel , der ſich

aber leicht beſeitigen ließe , wenn ihm die betreffen⸗

den Umlage⸗Anmeldungen kurze Zeit überlaſſen

würden .

Wenn auch die Neuveranlagungen außerhalb
50des Abundzuſchreibens in der Regel nicht ſo häufig

wie die Abſchreibungen ſind , wurden doch auch ſchon

Fälle beobachtet , wo die Berückſichtigung von nach

dem letzten Abundzuſchreiben zugegangenen größeren

Steuerwerten oder Bätzen den Voranſchlag und

Umlagefuß merklich beeinflußt hätten .

Die gerügten Mängel laſſen ſich ohne große

Schwierigkeiten beſeitigen . Nach den ſeit dem letzten

Abundzuſchreiben geführten Protokolltabellen kann

der Gr. Steuerkommiſſär leicht die Summe ermitteln ,

welche den Kataſter - Abſchlußzahlen zugeſchlagen oder

von ihnen abgezogen werden müſſen , um den Stand

am 1. Dezember zu ermitteln .

2. Umlage⸗Regiſter .

Der in Vorſtehendem geſchilderte Mißſtand hin⸗

ſichtlich der Abſchreibungen zeigt ſich beim Umlage⸗

Regiſter noch graſſer . Dies ſoll angeben , wieviel von

den in der Umlage⸗Darſtellung enthaltenen Sum⸗

men auf die einzelnen Umlagepflichtigen entfällt .

Es müſſen alſo auch hier wieder alle jene Perſonen

aufgenommen und ihre Umlagebetreffniſſe berechnet

werden , deren Veranlagung ſeit dem letzten Abund⸗

zuſchreiben aufgehoben wurde , von

denen alſo bekannt iſt , daß ſi über⸗

haupt nicht mehr umlagepelichtig ſind .

Um dann die betreffenden Umlagerückſtände zu be⸗

ſeitigen , müſſen dis gleichen Perſonen wieder in ein

Abgangsverzeichnis aufgenommen werden .

Die nach dem letzten Abundzuſchreiben veran

lagten Pflichten werden in ein beſonderes Umlage⸗

Regiſter aufgenommen , was ja an ſich nicht zu bean⸗

ſtanden wäre . Daß aber die vor Feſtſtellung des

neuen Umlagefußes Veranlagten mit dem Umlage⸗

fuß des Vorjahres beigezogen werden müſſen , iſt je⸗

denfalls jetzt nicht mohr gerechtfertigt , verurſacht un⸗

nötige techniſche Schwierigkeiten und ſtößt , wenn der
neue Umlagefuß niederer als der alte iſt , auch auf

Widerſpruch bei den Betroffenen .

Ein anderer Mißſtand beſteht darin , daß , wäh⸗

rend die im Liegenſchafts - , Vermögens⸗ und Ein⸗

kommenſteuerkataſter enthaltenen Werte und Sätze

eines Pflichtigen im Umlage - Regiſter unter einem

Eintrag erſcheinen , dies bei den Steuerſätzen aus

dem Kataſter der mit unter 900 Mark Einkommen

Veranlagten nicht der Fall iſt . Es ſind alſo viele

Umlagepflichtige zweimal im Regiſter aufgeführt ,

vorn mit ihren Vermögenswerten und weiter hin⸗

ten mit ihrem Einkommen⸗Steuerſatz . Dieſes Ver⸗

fahren macht das Umlage - Regiſter unüberſichtlich

u. bringt durch die in der Regel erfolgende Ausfer⸗

tigung von zwei Umlage⸗Forderungszetteln manche

Pflichtigen in Verwirrung . Man hat es bisher bei⸗

behalten , weil man wohl annahm , daß es für den

das Regiſter aufſtellenden Beamten ſehr ſchwer wäre ,

bei gleichen oder ähnlichen Namen Verwechslungen

zu vermeiden . Tatſächlich trifft dies nicht zu . Das

bisherige Verfahren könnte auf die wenigen Fälle
beſchräntt werden , wo wirklich Zweifel beſtehen .

Nach den beſtehenden Vorſchriften ſind auch Lie⸗

genſchaftswerte unter 100 Mark umlagepflichtig , ſo⸗

fern ſie mindeſtens 10 Mark betragen . Da die höh⸗

eren Werte auf 100 abgerundet werden , verurſacht

die Feſthaltung dieſer kleinen nicht geringe techni⸗
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ſche Schwierigkeiten und der in Frage kommende

Umlage-Ertrag deckt nur bei ganz hohem Umlage —

fuß die Feſtſtellungsgebühren .
Der eingangs dieſes zweiten Abſchnitts geſchil —

derte Mißſtand wird durch die Ausführung meines

Vorſchlags im erſten Abſchnitt von ſelbſt beſeitigt .

oͤchließlich möchte ich wirklich die Notwendigkeit

bezweifeln , daß Umlage - Darſtellung und Umlage⸗
Regiſter hinſichtlich der Steuerwerts - und Steuer —

atzſummen vollſtändig übereinſtimmen müſſen .

Vielleicht könnte auch beim Umlage - Regiſter die Be⸗

urkundung des Gr . Steuerkommiſſärs genügen , daß
alle bei der Aufſtellung veranlagten und an ſich

umlagopflichtigen Steuerwerte und - Sätze enthält .

( Um Aeußerungen auf obige Vorſchläge ſowie

auf Vereinfachungen gerichtete Darlegungen wird

freundl . gebeten . Die Schriftleitung ) .

S

Die Betreibung und Sicherſtellung der Gemeinde⸗

ausſtände betreſſend .

3 der Verordnung des Bundesrats vom 22 .

April 1915 über den dinglichen Rang öffentlicher
Laſten ( Reichsgeſetzblatt Seite 235 ) behalten die

nicht in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehenden
Anſprüche auf Entrichtung von öffentlichen Laſten
eines Grundſtücks , die am 1. Januar 1915 noch nicht

zwei Jahre rückſtändig waren , während der Dauer

)t auf vorzugsweiſe Befriedi⸗

Zwangsverſteigerungsverfahren .
Auf die Anfrage einer Stadtverwaltung , ob

inter dieſe Anſprüche auch die Gemeindeumlagefor⸗

derungen fallen , hat d

das Rock

der Staatſekretär des Reichs

Juſtizamts geantwortet :

„ Die in der Bundesratsverordnung über den

Rang öffentlicher Laſten vom 22 . April

0 sgeſetzblatt Seite 233 vorgeſehene Ver⸗

ünſtigung bezieht ſich nach dem Wortlaut und Zweck
ift nur auf ſolche öffentliche Laſten , die

ſich in einer einmaligen Leiſtung erſchöpfen . Für

die Frage , ob dieſe Vorausſetzung gegeben iſt kommt

nicht auf die Art und Weiſe der tatſächlichen

Entrichtung , ſondern auf den rechtlichen Inhalt der

Grundſtücklaſt an , wie er ſich aus den in Betracht

kommenden landesrechtlichen Grundſätzen über die

Pflicht zur Leiſtung ſtaatlicher oder kommunaler

Abgaben ergibt . Sofern es ſich daher , was ſich von

hier nicht überſehen läßt , nach Landesrecht bei dem

in Frage ſtehenden ſtädiſchen Umlageforderungen

um Abgaben handelt , die ihrer Natur nach auf Wie⸗

derholungen berechnet ſind , würden ſie als wieder⸗

kehrende Leiſtungen nicht unter die Verordnung

fallen .

Der Umſtand , daß die Umlagen jährlich einer

erneuten Feſtſetzung bedürfen , genügt m. E. nicht

um ſie als eine nicht wiederkehrende Leiſtung er⸗

ſcheinen zu laſſen . “

r Vorſchr

Darnach werden die Gemeinden gut daran tun ,

elwaͤige Forderungen an auf den Steuerwert der

Grundſtücke und Gebäude entfallenen Umlagen ,

wenn ſie nicht vor Ablauf von zwei Jahren beige

trieben werden können , in anderer Weiſe ſicher zu

ſtellen . ( Erlaß Gr . Miniſteriums des Innern vom

23 . Juni 1916 Nr . 26386 ) .

2 . Sparkaſſenweſen .
Die Einſtellung von Inhaberpapieren in die Bilanz

der Sparkaſſen während des Krieges .

Zu dieſer Frage ſchreiben die Badiſchen Neu

ſten Nachrichten ( Mannheimer Generalanzeiger ) un —

kermt. Ie8
„ Die Verluſte , welche die Sparkaſſen durch die

Kursrückgänge in den letzten Jahren vor dem Kriege

erlitten haben , dürften uch nach Beendigung des

Krieges , wenn die Börſe wieder ihre Tätigkeit auf —

nimmt , nicht unerheblich ſteigern , da ein Fallen der

Kurſe der älteren Inhaberpapiere unter dem Ein

fluß der hochverzinslichen Kriegsanleihen unbedingt

zu erwarten iſt . Aus dieſem Grunde ſind auch be —

reits Anträge geſtellt worden , die die Regierung ver

anlaſſen wollen , zu geſtatten , daß die Sparkaſſen

ihre Inhaberpapiere nach dem Anſchaffungswerte in

die Bilanz einſtellen . Dieſen Beſtrebungen ſtehen

die maßgebenden Stellen ebenſo wie früher auch

jetzt ablehnend gegenüber . Dieſer ablehnende Stand⸗

punkt beruht darauf , daß Wertſtücke , die ihrer Na⸗

tur nach von ſchwankendem Wert ſind , nicht ohne

Rückſicht auf eingetretene Wertverminderung zu dem

Werte in die Bilanz eingeſtellt werden können , den

ſie bei der Anſchaffung zwar hatten , den ſie aber

zur Zeit der Anſchaffung der Vermögensbilanz nicht

mehr beben Eine ſolche Einſtellung von Wertſtücken
mit eingetretener Wertminderung in die Bilanz

zum Anſchaffungswerte würde eine Täuſchung über

den wahren Vermögensſtand bedeuten und wäre da⸗

her mit den Grundſätzen einer gewiſſenhaften Bi⸗

lanzaufſtellung unvereinbar . Aus dieſen Erwägun⸗

gen wurde ſeinerzeit den öffentlichen Sparkaſſen die

Anwendung der Vorſchrift des Handelsgeſetzbuches

vorgeſchrieben , nach der Wertpapiere , die einen

Börſenpreis haben , höchſtens zu dem Börſenpreiſe
des Zeitpunktes , für welchen die Bilanz aufgeſtellt
wird , ſofern dieſer Preis jedoch den Anſchaffungs⸗

preis überſteigt , höchſtens zu dem letzteren angeſetzt
werden dürfen . Gerade die jetzige außerordentliche

Zeitlage , die ohnehin wirtſchaftliche Schwierigkeiten
aller Art mit ſich bringt , erſcheint der Regierung am

allerwenigſten geeignet , von den Grundſätzen einer

ordentlichen Rechnungsführung und einer gewiſſen⸗
haften Bilanzaufſtellung abzugehen . Dagegen iſt zu

erwarten , daß die Regierung nach dem Kriege Sorge

tragen wird , die Vorſchriften des Handelsgeſetzbu⸗
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ches in ſchonender Weiſe wieder den normalen Ver⸗

hältniſſen des Friedenszuſtandes anzupaſſen “
Die Vorſchrift des §S 58 der Sparkaſſen - Rech⸗

nungsanweiſung wonach die Wertpapiere , die einen

Börſenpreis haben , zum Anſchaffungspreis , ſofern

dieſer aber den Börſenpreis überſteigt , höchſtens

zu letzterem in die Darſtellung des Vermögensſtan
des aufzunehmen ſind , gründet ſich auf §S 40 des Han⸗

delsgeſetzes , welcher lautet :

Bei der Aufſtellung des Inventars und der Bi —

lanz ſind ſämtl . Vermögensgegenſtände und Schul

den nach dem Werte anzuſetzen , der ihnen in dem

Zeitpunkte beizulegen iſt , für welchen die Aufſtellung
ſtattfindet . “

Durch das Sparkaſſengeſetz dieſes Verfahren

nicht goboten und über die Zweckmäßigkeit desſelben

beſtehen erhebliche Bedenken , die auch ſchon bei

Sparkaſſentagen zum sdruck gekommen ſind . Zu

unſten der Vorſchrift mag die äußere Aehnlichkeit

der Sparkaſſen mit den Banken angeführt werden ,

der innere Zuſammenhang fehlt jedoch , denn die

Sparkaſſen betreiben kein Handelsgewerbe , es liegen

deshalb auch die Vorausſetzungen für die Anwen⸗

dungen des Handelsgeſetzes nicht vor . Aber wenn

auch gewichtige Gründe für dieſe Anwendung ſprä⸗

chen , warum ſoll ſie in einer für die Sparkaſſen un⸗

günſtigen Weiſe erfolgen ? Der Kaufmann ſtellt die

Wertpapaiere in allen Fällen zum Kurswerte in die
R

Bilanz ein , auch wenn dieſer höher iſt , als der An —

ſchaffungspreis , die Sparkaſſe darf ſie nie höher ein⸗

ſtellen als zum letzteren . Das Haus des Kaufmanns
ſteht zum laufenden Wert in der Bilanz , die Spar⸗
kaſſe ihr — ———— zum Feuerver⸗

ſicherungsanſchläge in den Vermögensſtand aufneh⸗

men . Da dieſer Anſchlag den Wert des Bauplatzes

und der Fundamente nicht in ſich ſchließt , iſt die

Vorſchrift für die Sparkaſſen in allen Folkn von

Nachteil , der bei Gebäuden in guter Geſchäftslage

ganz erheblich ſein kann .

Die Bedenken über die — —
des Ver⸗

en ihren Grund in dem Einfluß derfahrens habren

Kursſchwankungen auf den Keingewinn; ſie hätter

keine Berechtigung , wenn die Wertpapiere zur Wie⸗
derveräußerung angeſchafft würden . Dies iſt aber

nicht der Fall . ie Sparkaſſen erwerben Wertpa

piere nur in der Höhe des alſo in dem

Botrage , zu dem ſie nach § 15 des

ſetzes hierzu verpflichte
ö

ahrzehnte lang im Schranke liegen bis ſie ause

ſo eine feſte Kapita aanlace

S
parkaſſen⸗Ge

gtet ſind ; die Papiere ——
loſt werden , ſie bilden al

Während nun die Gemein nd Stiftungen die

Wertpapiere zum Ankaufspreis in den Vern ns

ſtand aufnehmen , müſſen die Gemeindeſpar den

Kurswert berückſichtigen . Di wihlichen Wirkung
dieſes Verfahr n5 ſind zu beka nnt , als daß ſie

Sparkaffenrtert zu werden brauchen . Für die

ſelbſt ſind ſie ohne Belang , wenn man auch eine ſte⸗

tige Entwickelung dem durch die Kursſchwankungen

bedingten Auf und Nioder vorziehen würde . Da⸗

gegen legen die bürgenden Gemeinden für ihre ge

meinnützigen Unternehmungen Wert auf gleich⸗

mäßige Zuſchüſſe , die bei dem in geſetzlich

vorgeſchriebenen Bahnen ſich bewegenden Geſchäfts

gebahren der Sparkaſſen zwar gewährleiſtet ſind ,

die aber durch das Schautelſpiel der Kurſe öfters in

Frage geſtellt werden . Der Wunſch der Sparkaſſen

die Wertpapiere zum Ankaufspreis in den Vermö⸗

gensſtand nehmen , iſt daher und be⸗

rechtigt ; das Sparkaſſengeſetz ſteht demſelben nicht

entgegen und er verſtößt auch nicht gegen 101 Han⸗
delsgeſetz , denn der § 42 des letzteren lautet :

Unberührt bleibt bei einem Unternehmen des

Reichs , eines Bundesſtaates oder inländiſchen Kom⸗

munalverbandes die Befugnis der Verwaltung , die

Rechnungsabſchlüſſe in einer von den Vorſchriften

der 8§8§ 39 bis 41 abweichenden Weiſe vorzunehmen .
Wenn dies ſchon bei unter das Handelsgeſetz fallen⸗

den Unternehmungen möglich iſt , warum ſollte es

nich die Spartaſſen zuläſſig ſein , für deren

Geſchäftsgebahren enge Schranken gezogen ſind und

die fortgeſetzt unter ſcharfer ſtaatlicher Aufſicht ſte⸗

hen ? Die oberſte Staatsaufſichtsbehörde hatte ge⸗

gen dieſes Verfahren jahrelang kein Bedenken , denn

ſie hat es bis zum Erſcheinen der Sparkaſſenrech⸗

nungsanweiſung — 1887 — zugelaſſen , auch in dem

Entwurfe der letzteren war es unſeres Wiſſens vor⸗

geſehen , in die Verordnung ſelbſt aber wurde die

jetzige Beſtimmung aufgenommen .
Anders liegt der Fall , wenn eine Sparkaſſe

Wertpapiere zum Zwecke der Wiederveräußerung ,
alſo zum Handel erwirbt , wie dies zu Zeiten der

Geldflüſſigkeit und niederen Bankzinſes manchmal

geſchieht ; für 9 Pabier e wäre dem § 40 des0

Handelsgeſetzes analoge Vorſchrift am Platze .

1

ſol

H. , Bürgermeiſter .

4 . Verſicherungsweſen .
Lebensve ichee und Angeſtelltenverſicherung .

ſind nach § 390 des Angeſtellten⸗
Ver etes Angeſtellte , die bei einer priva

ten Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft verſichert ſind

gewiſſen Vorausſetzungen von der eigenen
50 pflicht igeſte

rf
Ung befre 11

itgeber müſſen auch in dieſen Fällen ihre
älfte er irichten, können aber von ihrerſeits

w Zuſchüſſen zu einer privaten Verſt⸗

llten die an Reichsverſiche⸗
ri entrichtenden träge kürzen .

ürzten Beiträge zahlt die

auf Antrag der Verſicher⸗

erbeiträgen an die private
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Verſicherungs - Geſellſchaft weiter , wenn ihr vom Ver⸗

ſicherten ein entſprechender Teil ſeiner Forderung
aus einer privaten Verſicherung abgetreten wird .

Der nach § 392 Abſatz 3 Verſicherte hat dann die

geſetzlichen Anſprüche auf die halben Leiſtungen der

Angeſtellten - Verſicherung ( aus Arbeitgeber - Beiträ⸗

gen ) und einen Anſpruch auf den nicht abgetretenen

Teil ſeiner Forderung aus einer privaten Verſiche —

rung . Die Reichsverſicherungs - Anſtalt iſt für ihre

Weiterzahlungen durch den abgetretenen Teil der

privaten Verſicherungsforderung gedeckt . Uner⸗

wünſchte Folgen können ſich ergeben , wenn der Ver⸗

ſicherte dauernd berufsunfähig wird . Dann erliſcht
nämlich ſowohl die Pflicht wie das Recht zur frei⸗
willigen Weiterverſicherung nach dem Angeſtellten⸗
verſicherungsgeſetz . Beiträge können für den Ver⸗

ſicherten nicht mehr geleiſtet werden ; mithin auch
teine Zahlungen der Reichsverſicherungsanſtalt an

eine private Lebensverſicherungsgeſellſchaft , der ab —

getretene Teil der Verſicherung würde in der Re⸗

gel verfallen , das heißt die Reichsverſicherungsan⸗
ſtalt würde nur ſeinen Rückkaufswert erhalten .

Um dieſes Ergebnis wenigſtens für die berufs⸗
unfähigen Kriegsteilnehmer zu verhüten , beſtimmt
eine Bekanntmachung des Bundesrats vom 14 . Juni ,
daß der abgetretene Teil der Forderung aus einer

privaten Lebensverſicherung auf den Verſicherten

rückübertragbar wird , wenn dieſer Kriegsteilnehmer
war und infolge des Krieges berufsunfähig gewor⸗
den iſt oder es noch wird , und wenn er der Reichs⸗
verſicherungsanſtalt die von ihr weitergezahlten Bei⸗

träge zuzüglich 3½ Prozent Zinſen und Zinſeszin
ſen erſtattet hat . Der Verſicherte iſt dann in der

Lage , ſeinen privaten Verſicherungsanſpruch ſelbſt
in vollem Umfange weiter aufrecht zu erhalten .

Die Art und Form der Rechnungsführung der

Orts⸗ , Betriebs⸗ und Innungskrankenkaſſen betr .

An die Orts⸗ und Betriebskrankenkaſſen des

Bezirks :
Wir machen auf die Bekanntmachung des

Reichskanzlers vom 26 . Mai 1916 ( Geſ . u. Verord⸗

nungsblatt 1916 Seite 167 ) mit dem Bemerken

aufmerkſam , daß die im Erlaß Großh . Miniſteriums
des Innern vom 20 . April 1916 Nr . 16040 , die

Verwahrung der Rechnungsmaterialien der Kran⸗

kenkaſſen betr . , hinſichtlich der Verwahrung der

Regiſter über den Einzug der Invalidenverſiche⸗

rungsbeiträge getroffene Anordnung durch dieſe

Bekanntmachung des Reichskanzlers nicht berührt

wird . ( Erlaß Gr . Miniſteriums des Innern vom

8. Juni 1916 Nr . 25083 ) .

Renten und Beiträge in der Invalidenverſicherung .
Eine ſehr weſentliche Aenderung hat das In⸗

validenverſicherungsgeſetz unterm 12 . Juni 1916 er⸗

fahren . Es iſt dies in der Hauptſache Folgendes :
1) Altersrente erhält der Verſicherte nunmehr

nicht erſt vom vollendeten 70 , ſondern ſchon vom

vom vollendeten 65 . Lebenssjahr an auch wenn

er noch nicht Invalide iſt ;

2) die Invalidenrente konnte bisher mit den

ſog. Kinderzuſchüſſen nicht mehr als im ganzen den

1½fachen Betrag der Invalidenrente betragen — nun⸗

mehr erhöht ſich die Invalidenrente für je des Kind

unter 15 Jahren um ein Zentel , ohne Vorſehung
einer Höchſtgrenze . Dieſe Aenderung macht ſich
bei einer großen Kinderzahl unter 15 Jahren ſehr

fühlbar .

3) die in S§S 1294 und 1295 beim Zuſammen⸗

treffen mehrerer Renten vorgeſehenen Kürzungen
kommen in Wegfall , denn dieſe beiden Paragra⸗

phen der Reichsverſicherung ſind nunmehr geſtrichen

worden ;

4) die Wochenbeiträge ſind mit Wirkung vom 1.

Januar 1917 an in jeder Klaſſe um 2 Pfennig er⸗

höht worden , ſo daß ſolche alſo ab 1. Januar 1917

betragen : Klaſſe 1, 18 Pfennig ; Klaſſe 2, 26 Pfennig ;

Klaſſe 3, 34 Pfennig ; Klaſſe 4, 42 Pfennig ; Klaſſe 5,
50 Pfennig .

5) die neuen Beſtimmungen hinſichtlich der Ge⸗

währung der Altersrente haben Rückwirkung auf den

1. Januar 1916 . Alſo jeder , der das 65 . Lebens⸗

jahr vollendet hat und bei dem ſonſt die Vorausſet⸗

zungen zutreffen , kann ſofort Antrag auf Be⸗

willigung der Altersrente ſtellen , auch wenn er noch

voll arbeitsfähig wäre .

Daß dieſe Aenderungen mitten im Kriege vorge⸗

nommen wurden , beweiſt wiederum , in welch ' ge⸗

ſunden Verhältniſſen ſich unſere deutſche Volkswirt⸗

ſchaft und Sozialpolitik bewegt . M.

6 . Sonſtiges .
Mannheim . Nach Mitteilung der Direktion

der Waſſer - , Gas⸗ und Elektrizitätswerke an den

Stadtrat hat durch die Einführung der neuen Som⸗

merzeit der Gasverbrauch um 3000 Kubikmeter täglich
der Stromverbrauch um 3000 Kilowattſtunden täg⸗
lich abgenommen . Die Wenigereinnahme des Gas⸗

und Elektrizitätswerkes durch die neue Sommer⸗

zeit wird etwa 100 000 Mark betragen .

Heidelberg . Um den Mißſtänden auf dem Hand⸗

ſchuhsheimer Obſtmarkt zu begegnen , woſelbſt das

zugeführte Obſt ſofort von den Händlern aufgekauft
wurde und für das Publikum nichts mehr übrig

blieb , beſchloß der Stadtrat alles dem Markt zu⸗

geführte Obſt aufzukaufen und an die Verbraucher

weiterzugeben .

Sentenhart , Amt Meßkirch . Herr Ratſchrei⸗
ber Sailer von hier feierte am 17 . ds . Mts . ſein
25 . jähriges Dienſtjubiläum wobei ihm von Herrn



— 104

Bürgermeiſter Stadler das Geſchenk der Gemeinde ,

eine goldene Taſchenuhr mit eingravierter Widmung

überreicht wurde . Die Gemeinde hat kurze Zeit
vother auch den Gehalt des Ratſchreibers von 300

Mark auf 500 Mark erhöht und zahlt für denſelben ,

der freiwilliges Mitglied der Fürſorgekaſſe iſt , die

Jahresbeiträge und Verbandsumlage .

Donaueſchingen . Bei den fürſtlich fürſtenbergi⸗

ſchen Forſtämtern Meßkirch und Tiergarten gelang⸗

ten jetzt die auf den Waldungen der ehemaligen

Herrſchaft Meßkirch beſtandenen Brennholzberechti

gungen von etwa 12 Dörfern zur Ablöſung . Eine

jahrhundertelange Frage hat damit ihren Abſchluß

erreicht . Auch in den älteſten Urkunden von 1350

iſt es nicht erſichtlich , von welchen Rechtstiteln die

Holzberechtigten den Anſpruch auf Brennholz ab —

ſeiten . Von 1827 bis in die Jetztzeit zogen ſich die

Verhandlungen und langwierige Prozeſſe waren am

Hofgericht Konſtanz und am Oberhofgericht Mann⸗

heim anhängig , welch letzteres im Jahre 1869 das

an die einzelnen Gemeinden von der fürſtlich fürſten⸗

bergiſchen Standesherrſchaft abzugebende Brenn⸗

holz feſtſetzte . Nach den nunmehr angenommenen

Ablöſungsvorſchlägen erhielten im Juni 1916 die

betreffenden Gemeinden von den belaſteten Wal⸗

dungen 623 Hektar mit einem Kapitalwert von

1597000 Mark vom 1. Mai 1915 ab rückwirkend zu

Eigentum und Genuß .

Höchſtpreiſe für Obſt betreffend .

Das Miniſterium des Innern erläßt folgende

Bekanntmachung :

Auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes vom 4. Au⸗

guſt 1914 in der Faſſung vom 17 . Dezember 1914

( Reichsgeſetzblatt S. 339 , 513 ) wird beſtimmt :

Beim Verkauf nachſtehend verzeichneter Obſt⸗

arten durch den Erzeuger — bei Wildbeeren durch

den Sammler dürfen höchſtens folgende Preiſe

( Erzeugerpreiſe , Gewinnungspreiſe ) beanſprucht und

bezahlt werden :

für Heidelbeeren für das Pfund 25 3

für Preiſelbeeren für das Pfund 40 3

für Pflaumen für das Pfund 22 33

für Frühzwetſchgen für das Pfund 20

für Spätzwetſchgen für das Pfund 12 3

für Mirabellen für das Pfund 30 3

für Reineclauden ( große , grüne ) für das Pund 25 3

für Pfirſiche ( Weinbergpfirſiche ) für das Pfund 25 3

für großfrüchtige Edelpfirſiche für das Pfund 60 53

Beim Weiterverkauf an den Verbraucher durch

den Handel dürfen höchſtens folgende Preiſe ( Ver⸗

braucherpreiſe ) beanſprucht und bezahlt werden .
für Heidelbeeren für das Pfund 35 3

für Preiſelbeeren für das Pfund 50 3

für Pflaumen für das Pfund 30 3

für Frühzwetſchgen für das Pfund 28 3

für Spätzwetſchgen für das Pfund 18 3

für Mirabellen für das Pfund 40 3

für Reineclauden ( große , grüne ) für das Pfund 35 3

für Pfirſiche ( Weinbergpfirſiche ) für das Pfund 30 3

für großfrüchtige Edelpfirſiche für das Pfund 80 3 .

Verkauft der Erzeuger ( Sammler ) unmtittelbar

an den Verbraucher frei deſſen Haus oder auf dem

Markt , ſo darf er die Verbraucherpreiſe beanſpru

chen .

Dieſe Betanntmachung tritt bezüglich der Ver⸗

käufe von Pflaumen und Pfirſichen auf einen noch

zu beſtimmenden Zeitpuntt , im übrigen mit dem

Tage der Verkündung in Kraft .

Karlsruhe , den 20 . Juni 1916 .

Großh . Miniſterium des Innern .

Bodman .

Landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsbewegung

im März 1916 .

Wie der Reichsverband der deutſchen landwirt⸗

ſchaftlichen Genoſſenſchaften mitteilt , ſind nach Ver⸗

offentlichung im „ Deutſchen Reichsanzeiger “ im

Monat März 1916 im ganzen 110 Genoſſenſchaften

neu gegründet worden , worunter ſich 35 landwirt⸗

ſchaftliche Genoſſenſchaften befinden . Von den 110

Neugründungen ſind :
15 Kreditgenoſſenſchaften ,

7 Bezugs⸗ und Abſatzgenoſſenſchaften ,
2 Molkereigenoſſenſchaften ,

86 ſonſtige Genoſſenſchaften .

Die Haftpflicht änderte eine Moltereigenoſſen⸗

ſchaft von b. H. in u. H.

Die landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsbewegung

im Monat März 1916 zeigt den gleichen etwas ſtär⸗

teren Zuwachs der vorhergehenden Kriegsmonate .

Es wurden neu gegründet 35, aufgelöſt 10, ſo daß

ein Zuwachs von 25 Genoſſenſchaften verbleibt . Im

gleichen Monat des Vorjahres wurden neu ge⸗

gründet 42, aufgelöſt 11 , die Zunahme betrug 31 .

Von den neu gegründeten 35 Genoſſenſchaften ſind:
13 Spar⸗ und Darlehnstaſſen ,

7 Bezugs - und Abſatzgenoſſenſchaften ,
2 Molkereigenoſſenſchaften ,

13 ſonſtige Genoſſenſchaften .

Die beſchräntte Haftpflicht haben 1 Spar⸗ und

Darlehnskaſſe , 4 Bezugs⸗ und Abſatzgenoſſenſchaften,
2 Molkereigenoſſenſchaften und 10 ſonſtige Genoſ⸗

ſenſchaften , die unbeſchränkte Haftpflicht die übri⸗

gen Genoſſenſchaften gewählt . Die ſonſtigen Ge⸗

noſſenſchaften ſind : 7 Elektrizitätsgenoſſenſchaften , 1

Müllereigenoſſenſchaft und 1 Eierverwertungsgenoſ⸗
ſenſchaft . In Liquidation ſind 10 Genoſſenſchaften

getreten , nämlich : 4 Spar⸗ und Darlehnskaſſen , 1

Bezugs⸗ und Abſatzgenoſſenſchaft , 2 Molkereigenoſ⸗

ſenſchaften , 1 Milchverwertungsgenoſſenſchaft und

2 ſonſtige Genoſſenſchaften . Nach den Aufzeichnun⸗
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0 des Reichsverbandes der deutſchen landwirt —

ſchaftlichen Genoſſenſchaften vom 1. April 1916 ſind

vorhanden :

97 Zentralgenoſſenſchaften ,
17808 Spar - und Darlehnskaſſen ,

2848 Bezugs - und Abſatzgenoſſenſchaften ,
3386 Moltereigenoſſenſchaften ,

204 Milchverwertungsgenoſſenſchaften ,
1365 ſonſtige Genoſſenſchaften ,

zu 28708 landwirtſchaftkliche Genoſſenſchaften .

Die Unterſtützung von Familien in den Dienſt ein⸗

getretener Mannſchaften betr .

Kriegselterngeld ( § 22 des Militärhinterbliebe⸗

nengeſetzes , Reichsgeſetzblatt 1907 Seite 214 ) und

einmalige Zuwendungen ſind keine Hinterbliebenen —

bezüge im Sinne des § 10 Abſatz 6 des Familien⸗

unterſtützungsgeſetzes . Dieſe Bewilligungen berüh⸗

ren das Recht auf den Fortbezug der Familien⸗

unterſtützungen nicht . Die genannten Bewilligun⸗

gen bringen den Anſpruch auf Familienunterſtüt⸗

zung nur dann zum Erlöſchen , wenn ſie hoch genug

ſind , um die Bedürftigkeit zu beheben .

Den Lieferungsverbänden bleibt anheimgeſtellt ,

im einzelnen Fall von ſich aus zu prüfen , ob trotz

der gedachten Zuwendungen noch Hilfsbedürftigkeit

vorliegt und die Familienunterſtützung fortzugewäh⸗

ren iſt . Nur wo dies verneint werden kann , darf

die etwa über den Zeitraum von drei Monaten

hinaus dem Kriegselterngeld bezahlte Familienun⸗

terſtützung aus der Nachzahlung an Kriegselterngeld

zurückerhoben werden .

Bei einmaligen Zuwendungen hat eine Abrech⸗

nung auf die gezahlte Familienunterſtützung zu un⸗

terbleiben . Nachzahlungen kommen hier auch nur

für einen kurzen Zeitraum in Frage , weil dieſe Zu⸗

wendungen nicht von dem auf den Todestag folgen⸗

den Tage , ſondern erſt vom erſten Tage des auf den

Antrag folgenden Monats an zur Zahlung angewie⸗

ſen werden .

Handelt es ſich um die Gewährung von Kriegs⸗

elterngeld oder eine Zuwendung an Eltern , ſo wird

bei Prüfung der Bedürftigkeit eine nach Maßgabe

des Familienunterſtützungsgeſetzes gewährte Fami⸗

lienunterſtützung nach einer kürzlich erfolgten An⸗

ordnung des Kriegsminiſteriums unberückſichtigt ge⸗

laſſen . ( Erlaß Gr . Miniſteriums des Innern vom

19 . Juni 1916 . Nr . 25513 ) .

Familienunterſtützungen betr .

Zur Vermeidung mehrfach vorgekommener Ue⸗

berzahlungen von Kriegsfamilienunterſtützungen hat

der Herr Kriegsminiſter ſich bereit erklärt , die Ueber⸗

weifung entlaſſener Mannſchaften an großinduſtrille

Betriebe in Zukunft daran abhängig machen zu laſ⸗

ſen , daß die Verwaltungen der Großbetriebe ſich ver⸗

pflichten , von der Einſtellung entlaſſener Mann —

ſchaften in ihre Betriebe ſo bald als möglich die Hei —

matsbehörden ( Ländratsämter oder Magiſtrate in

Stadttreiſen ) der betreffenden Leute zu benachrichti

gen , damit die Lieferungsverbände in der Lage ſind ,

die Zahlungen der ihren Familien nicht mehr zu⸗

ſtehenden geſetzlichen Mindeſtunterſtützungen einzu⸗

ſtellen .

Es wird den Lieferungsverbänden jedoch drin —

gend empfohlen , jedesmal bei Fortfall dieſer Unter⸗

ſtützungen zu prüfen , ob die nicht am Arbeitsorte

der Entlaſſenen wohnenden Familien auch ſicher auf

ausreichende Zuſchüſſe ihrer auswärts arbeitenden

Angehörigen in Anbetracht der Höhe ihres Lohnes

rechnen tönnen oder nicht , denn es bleibt zu berück —

ſichtigen , daß der Mann als Arbeiter genötigt iſt ,

ſich ſelbſt Wohnung zu verſchaffen ſowie für ſeine

Bekleidung und Beköſtigung zu ſorgen . Bei einem

getrennten Haushalt wird ſeine Familie nicht ſelten

nach wie vor unterſtützungsbedürftig ſein , ſo daß Be⸗

dacht darauf zu nehmen ſein wird , je nach dem

Grade der Bedürftigkeit ſeitens der Gemeinden mit

Mitteln der ſonſtigen Kriegswohlfahrtspflege für die

Familie einzuſpringen . Auf eine ausreichende Un —

terſtützung der bedürftigen Familien muß umſomehr

Bedacht genommen werden , als die Heeresverwal —

tung Wert darauf legen muß , daß der Zugang von

Arbeitern in die Betriebe der Kriegsinduſtrie keine

Einſchränkung findet . ( Erlaß des Preuß . Miniſters

des Innern vom 14 . Auguſt 1915 ) .

Bemerkt wird noch , daß die fraglichen Arbeiter

ohne Militärrente entlaſſen werden und eine Be —

urlaubung derſelben nicht mehr ſtattfindet . ( Erlaß

des Preuß . Miniſters des Innern , Berlin den 14 .

Auguſt 1915 . )

Dieſem Erlaß hat das Gr . Bad . Miniſterium des

Innern mit Erlaß vom 1. April 1916 Nr . 12926 bei⸗

gefügt : „ Sollte ſich ergeben , daß induſtrielle Betriebe

die ihnen zur Auflage gemachten Anzeigen nicht re⸗

gelmäßig erſtatten , ſo wird es ſich empfehlen , die in

Betracht kommenden Unternehmungen auf ihre Ver⸗

pflichtung hinzuweiſen und ſie zu erſuchen , von dem

Eintritt entlaſſener Mannſchaften die Heimatsbehör

den ( bei uns die Bezirksämter ) ſo bald als möglich

zu benachrichtigen . Inſoweit Anlaß vorliegt , gut⸗

tatsweiſe eine Unterſtützung weiter zu gewähren , iſt

entweder die Gemeinde zu erſuchen , eine ſolche im

Wege der Kriegswohlfahrtspflege zu gewähren oder

es iſt die Unterſtützung auf den Lieferungsverband

als freiwillige Leiſtung zu übernehmen . In ſolchen

Fällen könnte bei der Zuweiſung von Reichsbeihil⸗

fen auf dieſe freiwilligen Leiſtungen der Gemeinde

oder des Lieferungsverbands auf entſprechenden An⸗

trag beſondere Rückſicht genommen werden .
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Dividende und Börſenkurs .
Der Reingewinn , den eine Aktien - Geſellſchaft

nach Abzug aller Unkoſten , Abſchreibungen und

Rücklagen an die Aktionäre auszahlt , wird Dividende

genannt ; dieſe wird prozentual des Aktienkapitals
berechnet .

Wenn es alſo heißt , eine Aktien - Geſellſchaft ver⸗
teilt 10 Prozent Dividende , ſo entfallen auf einen

Kapitalanteil von 100 Mark 10 Mark , und auf eine

Aktie , die faſt immer auf 1000 Mark lautet , 100

Mark Dividende .

Da nun aber der Kaufpreis einer Aktie , auf die

10 Prozent Dividende entfallen , ein viel höherer iſt
als 1000 Mark , ſo iſt nicht mit 10 Prozent Verzin⸗
ſung zu rechnen , im Gegenteil , dieſe iſt meiſt eine

viel geringere , und die weitverbreitete Anſicht , hohe
Dividenden bedeuten eine ſehr hohe Verzinſung des

Anlagekapitals , iſt nur dann richtig , wenn man die

Aktie bei niedrigem Kursſtand gekauft hat .
Der Kaufpreis von Aktien ſtellt ſich gewöhnlich

ſo hoch , daß ſelten eine höhere Verzinſung als 4½

bis 5½ Prozent erzielt wird . Den Kaufpreis kann

man auf Grund des Börſenkurſes berechnen . Ver —

teilt eine Aktien - Geſellſchaft 10 Prozent Dividende ,
dann wird der Börſenkurs dieſer Aktien wohl auf

ungefähr 190 Prozent ſtehen , das heißt , für eine

Aktie von 100 Mark Nominal muß man ungefähr
1900 Mark bezahlen , man erhält bei 10 Pozent Di⸗

vidende dafür 10 Prozent von 100 Mark Nominal

100 Mark Dividende , was etwa 5½ Prozent Ver —

zinſung bedeutet .

Je höher die Dividende , deſto höher der Börſen —
kurs , deſto größer das Anlagekapital , die Verzin⸗
ſung iſt dagegen ſelten weſentlich höher als 5 Pro —
zent . Ob dies im Verhältnis des Riſikos , welches
ein Aktienbeſitzer läuft , eine entſprechende Verzin⸗
ſung iſt , mag dahingeſtellt bleiben . Es tritt näm⸗

lich häufig der Fall ein , daß eine Geſellſchaft , die im

Vorjahre hohe Dividende zahlte , nur viel weniger

bezahlen kann , der Börſenkurs geht dann herunter ,
und der Aktionär hat ſein Geld verloren .

Man nehme an , eine Geſellſchaft , die früher 10

Prozent Dividende gab , verteilt nur noch 8 Prozent
dann geht der Kurs von etwa 190 Prozent auf un⸗

gefähr 170 Prozent herunter , der Verkaufspreis alſo
von etwa 1900 Mark auf etwa 1700 Mark , gleich
ungefähr 200 Mark Verluſt .

Allerdings kann auch der Fall eintreten , daß
eine Geſellſchaft , die wenig Dividende verteilt hat ,
eine höhere Dividende auszahlen kann , der Kurs

geht dann entſprechend in die Höhe , die Kursdiffe⸗
renz bedeutet in dieſem Falle einen Gewinn des Ak⸗

tionärs .

Wer aber Gelegenheit hat , Börſengeſchäfte zu

beobachten , wird finden , daß der erſte Fall — eine,

Zurückganges der Dividende und des Kurſes — ein

weit häufigerer iſt als der Gewinn , auch hier gilt das

Goetheſche Wort :

„ Ein Kerl , der ſpekuliert

Iſt wie ein Tier auf dürrer Heide ,
Von böſem Geiſt im Kreis herumgeführt
Und ringsumher liegt ſchöne Weide . “

Man wird nun einwenden , es trifft ja keine

kleinen Leute ; wer Aktionär iſt , iſt reich , doch auch
darin täuſcht man ſich , recht viele Aktionäre ſind

kleine Leute , die ihre Spargroſchen in Aktien ange⸗

legt haben . Die hohe Dividende , die Hoffnung auf

Kursgewinn , hat ſie zu Börſenſpekulanten gemacht .
äHäufig ſind es Leute , die im allgemeinen ungeheuer

vorſichtig ſind , die bewußt niemals Geld aufs Spiel

ſetzen würden , bei denen nur anzunehmen iſt , die

hohen Dividenden oder die Hoffnung auf ſolche hat
ſie ſo betört , daß ſie ſich des Riſikos gar nicht bewußt

werden , welches ſie durch den Erwerb von Aktien

laufen ; denn der Börſenkurs iſt gewiſſermaßen Lieb⸗

haberpreis ; was über den Nominalwert von 1000

Mark bei einer Aktie bezahlt wird , iſt nirgends ir⸗

gendwie garantiert . Man nehme die Bilanzen der

Aktien - Geſellſchaft zur Hand , und man wird finden ,

daß ſelbſt diejenigen , die ungeheuer hohe Dividen⸗

den bezahlen , nur den Nominalwert der Aktien in

die Bilanz ſtellen , alſo auch nur für den Nominal⸗

wert haften .

Freilich ſind alle Aktien⸗Geſellſchaften verpflich⸗

tet , einen Reſervefonds zu bilden , doch macht dieſer

in der Regel nur einen Bruchteil des Aktienkapitals

aus , ſo daß von einer wirklichen Garantie bei hohem

Börſenkurs gar nicht geſprochen werden kann .

Man nehme z. B. eine Automobil⸗Fabrik , die

durch gute Geſchäfte in die Lage verſetzt war , bis zu
25 Prozent Dividende zu verteilen , der Börſenkurs

war auf 450 Prozent geklettert , eine Aktie von nomi⸗

nal 1000 Mark koſtete demnach 4500 Mark , man

nahm bei 25 Prozent Dividende 250 Mark Zinſen
ein , was einer Verzinſung von etwa 5½ Prozent
entſpricht .

Ein Mann , der ſich ungefähr 5000 Mark ge⸗
ſpart hatte , kaufte ſich — beſtochen durch die 25 Pro⸗

zent Dividende — eine ſolche Aktie zum Kurſe von

150 Prozent .

Nun bekam die Fabrik eine ſehr ſtarke Kon⸗

kurrenz , die Geſchäfte gingen ſchlechter , ſie konnte

im nächſten Jahre nur noch 15 Prozent Dividende

bezahlen , der Mann erhielt alſo nur 150 Mark Zin⸗
ſen für 4500 Mark S 3¼ Prozent Zins . Der Bör⸗

ſenkurs ging auf ungefähr 300 Prozent herunter , ſo
daß die Aktie jetzt nur noch 3000 Mark Wert beſaß .
Der Mann verkaufte noch nicht in der Hoffung , näch⸗

ſtes Jahr wird es wieder beſſer , aber umgekehrt , die

Fabrik machte weiter ſchlechte Geſchäfte , ſie konnte
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im nächſten Jahre nur noch 10 Prozent Dividende

zahlen . Er erhielt nur noch 100 Mark Zinſen gleich
2⅛ Prozent ſeines Anlagekapitals , und der Kurs

ging auf 200 Prozent herunter .

Nun kam der Mann in Geldverlegenheit , er

mußte nötig 1000 Mark brauchen , war alſo gezwun⸗

gen , ſeine Aktie zu verkaufen und erhielt bei einem

Börſenkurs von 200 Prozent 2000 Mark zurück für

ihm 4500 Mark gekoſtet hatte , er hatte

mithin 2500 Mark verloren , trotzdem hatte er noch

gut daran getan , denn im nächſten Jahre konnte die

Geſellſchaft gar keine Dividende mehr bezahlen , der

Börſenkurs ſank herunter auf 70 Prozent , alſo noch

unter dem Nominalwert , die Geſellſchaft hatte wei⸗

tere große Verluſte , mußte ſich auflöſen , und es kam

nach Flüſſigmachung aller Werte und Heranziehung
des Reſervefonds nur ſo viel noch heraus , daß das

Aktienkapital zum Nominalwerte zurückerſtattet wer⸗

die Aktie , die

107

den konnte . Der Mann würde weitere 1000 Mark

verloren haben , wenn er die Aktie bis dahin behal⸗
ten haben würde .

Es iſt dies ein ſehr kraſſer Fall , der nicht oft

eintritt , aber in der Geſchichte der Aktien - Geſell⸗
ſchaften durchaus nicht vereinzelt daſteht , und ſoll

die Schilderung auch nur den Zweck haben , kleine

Leute vor dem Erwerb von Aktien zu warnen , be —

ſonders dann , wenn dieſe einen hohen Börſenkurs

haben , die hohe Dividende iſt durchaus keine Gewähr

für Sicherheit . .

Leute , die ihr Geld und Zinſen nötig haben ,

ſollen ſich immer noch beſſer mit einer Kleinigkeit

an Zinſen weniger begnügen und feſtverzinsliche

Anlagewerte wie Reichs - und Staatsanleihen oder

mündelſichere Pfandbriefe kaufen , als ſich in das

Börſenſpiel des Aktiengeſchäftes einzulaſſen , das dem

Lotterie - oder Haſardſpiel ſehr nahe kommt .

Größe und Sevölkerung der Erdteile .

Quadratkilometer Einwohner Auf 1 qkm
( Tauſende )

Europa 9 973 533 452 379 45

Aſien 44 450 213 871235 20

Afrika 29 887 784 136 174 4,5

Amerika 39 981723 189 534 4,7

Auſtralien und Ozeanien 8 954 663 7760 0,9

Polargebiete 12 669 510 15 8

145 917426 1657097 11,4

Größe und gevölkerung der Staaten Europas .

Größe Einwohner Kolonialbeſitz 7 *

Fücdenmhet in
aif

Flachen⸗ Einwoh⸗
Hauneladt unnnQ rat⸗ 72 Hauptſtadt

mgiſomeker Ganzen 1 qum inhalt Aerzahl
2

ETauſende)
akm Will . ) qkm ſin Mill .

Rußlandem Finnland 5 389 984 138,5 25 17 166 540 34,9 St . Petersburg 2019

2. Deutſches Reich 540 857 68, . 2 123 [ 2 922 900f12,4 Berlin 3703
J.

Oeſterreich - Ungarn 67661652,5 78 —
— Wien 2185

4. Großbrit . und Irland 314377 46,2 144 29 703 800 ] 378,0 London 7251˖
5. Frankreich 536 46439,6 74 10 484 000 46,7 Paris 2900

6. Italien 286 610 36,0 1241 633 650 1,7 Rom 562

7. Spanien 497274 19,9 40 378 973UEMadrid 600

8. Belgien 29 451 7,6 257 2 365 000 15,5 Brüſſel 176

9. Rumänien 137 902 54 — — Bukareſt 346

10 . Niederlande 34186 6,4 185 — — Amſterdam 609

11 . Portugal 91948 59 65 2092 806 9,2 Liſſabon 436

12. Schweden 448 091 5,7 13 — — Stockhom [ 387
13 . Bulgarien 114077 4,8 42 2 * — Sofia 103

14 . Griechenland 120 060 4,8 39 — Athen 168

15. Serbien 87 358 4,5 51 — — BBelgrad 90

16 . Schweiz 41298 3,8 9106 — — Bern 91

17 . Dänemark 93379 3,0 13193 200 0,130 Kopenhagen 589

18 . Norwegen 322 909 2. 5 9 Chriſtiania 252
19. Türkei m. aſ. Beſitz 1 . 794 90021,0 — — Konſtantinopel ( 1200

20 . Albanien 28 000 C0,860 30 — Durazzo 5

21 . Montenegro 14180 0,436 31 — — Cetinje 6

22 . Luxemburg 2 586 0,260 101 — — Luxemburg —

23 . Monaco 15 0,021 12,747 — — Monaco 3

24 . San Marino 61 0,012 185 — — Marino 1,6

25 . Liechtenſtein 159 0,011 67 — — Vaduz 1 „ 4

26 . Andorra 452 C0,006 12 — — Andorra 1
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Deutſchland ſteht nach vorſtehender Darſtellung hinſichtlich der Flächengröße an 3. , hinſichtlich

gerung des
3 hatzes wurdga die Reichsbank in den

Stand geſetzt , infolge des Krieges in außerordent⸗

lich geſteiger Maße an ſie herantretenden An⸗

ſprüche des Zahlungsmittelbedarfs durch Ausgabe

von Banknoten voll zu befriedigen , ohne die Inne⸗

haltung der ihr durch das Bankgeſetz gegebenen Dek —

kungsvorſchriften in Frage zu ſtellen . Das ſtändig

wachſende Bedürfnis an Zahlungsmitteln macht es

aber wünſchenswert , daß die durch die Goldſamm

lungspolitik erreichte Stärkung der finanziellen

Kriegsbereitſchaft der Reichsbank auch weiterhin durch

geeignete - Mittel gefördert wird . Ein ſolches Mittel

N der Einwohnerzahl an 2. und hinſichtlich der Bevölkerungsdichte an 6. Stelle . Belgien iſt am dichteſten be⸗

N. völkert ( 257 auf 1 qkm) , dann folgen Niederlande , England und Italien . Hinſichtlich der Größe des Ko⸗

lonialbeſitzes ſteht England an 1., Rußland an 2. , Fraukreich an 3. und Deutſchland an 4. Stelle .

N Eine „ſtatiſtiſche Herzſtärkung“ dürften für jeden Deutſchen die nachſtehenden Zahlen bieten , an

deren Richtigkeit auch die Feindesmächte nicht rütteln können :

Analphabeten ( des Leſens und Schreibens Unkun⸗ in Deutſchland England Frankreich

dige ) entfallen auf 10 000 Rekruten 2 100 320

Erburtenüberſchuß ( jährlich Tauſende ) 844 449 30

Bevölkerungszunahme ( jährlich Tauſende ) 820 135 20

Getreideernte ( in Mill . Tonnen , jährlich ) 26 6 17

1 Kartoffelernte ( in Mill . Tonnen , j jährlich ) 54 7 1 *

Weizen (Hektarerträge-Doppelzentner ) 23,6 4 E

0 Mineralſchätze und Bergbau .

Kohlenlager ( in Milliarden Tonnen ) 423 189 17,6

Eiſenerzlager ( in Millionen Tonnen ) 3878 1300 3300

Kohlenförderung ( 1912 in Millionen Tonnen ) 260 264 41

( Zunahme in 27 Jahren in Prozente ) 252 63 112

1 Roheiſenförderung ( 1912 in Millionen Tonnen ) 18 9,7 4,9

( Zunahme in 27 Jahren in Prozent ) 385 28 ,
0

203,4

＋ Kupfergewinnung ( in 1000 Tonnen ) 969 1. 8
Eiſenbahnen ( Betriebslänge in 1000 Kilometern ) 64 8 52

Poſtanſtalten ( Tauſende 1912 ) 51,2 24,5 14,7

140 Telegraphendrähte ( in Mill . Kilometern ) 2,05 0,93 0,69

Fernſprechſtellen ( Tauſende 1912 ) 1310 733 304

N Volksbermögen ( in Milliarden Mark ) 375 345 245

Einkommen ( in Milliarden Mark jährlich ) 43 35 25

I Staatsſchulden ( auf den Kopf in Mark , 1913 ) 310 32⁴ 658

Steuern ( auf den Kopf in Mark ) 40 73 8⁰
Sparkaſſeneinlagen ( in Milliarden Mark , 1915 ) 20 5 5

0 Rüſtungsausgaben ( auf den Kopf in Mark jährlich ,

f für das Heer 14. 94 12,51 19,29

für die Flotte 6,92 20,54 10,38

Für Heer und Flotte zuſammen 21,86 33,05 29,67

1 Wer dieſe Zahlen mit Aufmerkſamkeit durchlieſt , wird manches finden , mit dem die Auslaſſungen

der feindlichen Preſſe nicht übereinſtimmen . Der Sprache dieſer Ziffern kann ſich niemand entziehen und

1 keine Kunſt der Darſtellung könnte — ohne direkte Fälſchung — auch nur annähernd ähnliches zu Gunſten
der Feindesmächte und gegen Deutſchland geltend machen .

6 Der Scheck⸗ und Abrechnungsverkehr im Dienſte der iſt vor allem die tunlichſte Einſchränkung im Ver⸗

Kriegführung . brauch der Zahlungsmittel ſelbſt . Hierzu ſollte jeder

Als der Aufruf an das deutſche Volt erging , [ Deutſche , in der Erkenntnis , daß es auch auf dem

alles Gold zur Reichsbank zu bringen zur Stärkung hiete des Zahlungsverkehrs für ihn eine patri

unſerer Währung und Zahlungsbereitſchaft , da zö - otiſche Pflicht zu erfüllen gibt , nach ſeinen Kräften

gerte kein Deutſcher , mit ſeinem Scherflein zu dem [ dadurch beitragen , daß er nicht höhere Geldbeträge

Erfolge beizutragen , den die Goldſammlung aufzu⸗ tit ſich herumträgt , als unbedingt für die Befriedi —

weiſen hat . Durch die damit erzielte gewaltige Stei — gung der täglichen Bedürfniſſe erforderlich iſt , und
ich

außerdem bei ſeinen Zahlungen nach Möglich
keit der bargelderſparenden Zahlungsmethoden be—

dient . Es unterliegt keinem Zweifel : Die Einbür

gerung des Papiergeldes hat die Erſcheinung ge

zeitigt , daß der Einzelne größere Geldbeträge als

ſonſt mit ſich herumträgt oder bei ſich zu Hauſe ver —

vahrt . Dieſe ohne Notwendigkeit zurückgehaltenen ,
in der Geſamtheit Milliarden ausmachenden Beträge

beeinfluſſen unſers Währungsverhältniſſe inſofern

ungünſtig , als die Banknoten der Reichsbank entzo⸗

gen bleiben und der Notenumlauf ſomit unnötiger⸗

weiſe höher ausgewieſen werden muß , als der wirk⸗
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lichen wirtſchaftlichen Lage Deutſchlands entſprechen

würde . Durch Steigerung des Notenumlaufs wird

aber bei der Reichsbank das Verhältnis von Gold zu

den Verbindlichteiten und die Banknoten ſind

ſolche naturgemäß verſchlechtert , und wenn dieſer
Umſtand auch rein materiell an unſerer geſunden

Lage nichts ändert , ſo wird doch unſeren Feinden ,

die uns unter Hinweis hierauf eine finanzielle

Schwäche unterſchieben wollen , eine Waffe der Ver⸗

leumdung an die Hand gegeben .

Wie können wir nun „ an Umlaufsmitteln ſparen ? “

Zunächſt iſt es Pflicht jedes Deutſchen , ſein Geld

ohne Verſäumnis in die Banken , Sparkaſſen uſw .

zu tragen , die bekanntlich den Teil , der nicht Um —

laufszwecken dient , an die Zentralſtelle — die Reichs⸗

bant — abführen . Jeder Deutſche ſollte daher ein

Scheck⸗ und Ueberweiſungskonto bei einer Banh ,
Sparkaſſe , Poſtanſtalt uſw . haben , was ihm nicht

nur eine ſichere Aufbewahrung ſeines Papiergeldes ,

ſondern meiſt ſogar den Vorteil einer Verzinſung
und die Möglichkeit bietet , ſeine Zahlungen bequem

auf bargeldloſem Wege zu erledigen . Namentlich
der Geſchäftswelt erwächſt hier eine weitere vater⸗

ländiſche Pflicht der Erziehung : Noch mohr als bis⸗

her ſoll ſie darauf ſehen , daß größere Zahlungen im

Wege der Ueberſchreibung von Konto zu Konto oder

durch Scheck beglichen werden . Jede Hundertmark —

note , die hierdurch als Umlaufsmittel geſpart wird ,
ſtärkt die Lage der Reichsbank und damit das Anſe⸗

hen unſerer Markvaluta draußen . Der Großverkehr
bedient ſich ohnehin ſchon bei ſeinen großen Um⸗

ſätzen des Scheck - und Giroverkehrs , aber gerade im

Kleinen wird hier noch viel geſündigt . Es wäre zu

wünſchen , daß die deutſche Geſchäftswelt durch An⸗

gabe des Bankkontos auf den Briefbogen , Rechnun⸗

gen uſw . und durch Ueberdruck : „ Zahlt durch Ueber⸗

weiſung oder Scheck “, die Bewegung des bargeldlo⸗

ſen Zahlungsverkehrs förderte . Jetzt , nachdem wir

Deutſche unſere Goldreſerven in ſo außerordentli⸗

chem Maße geſteigert haben , gilt es , an der Ver⸗

ſtärkung unſeres Währungsgebäudes weiterzuarbei⸗

ten durch tunliche Einſchränkung des Barmittelum⸗

laufs . Neben die Forderung : „ Alles Gold in die

Reichsbank “ iſt jetzt der Aufruf zu ſetzen :

Banknoten , die nicht für den Verkehr unbedingt

notwendig ſind , gehören in die Reichsbank , an ihre

Stelle trete Scheck und Verrechnung !

Der Sturz von der Turmuhr . — Ein Schadenerſatz⸗

prozeß vor dem Reichsgericht .

Ein Gemeindediener hatte im Auftrage der Ge⸗

meinde die Turmuhr auf dem der Kirchengemeinde

gehörigen Kirchturm regelmäßig aufzuziehen . Dies

wird beſorgt von der Turmſtube aus , die ſich etwas

oberhalb des dritten Turmgeſchoſſes befindet . Es

kommt vor , daß die Aufziehleine , an der die Gewichte

hängen , ſich verwickelt . Um die Sache wieder in

Ordnung bringen zu können , iſt eine beſondere Vor⸗

richtung getroffen in der Weiſe , daß über zwei den

Turm durchquerende Balken ein breites Brett ge⸗

legt iſt ; auf dieſes ſtellt ſich der Betreffende , um von

dort aus die Leine zu entwirren . Einmal trat der

Gemeindediener , als er die Uhr aufgezogen hatte ,

von der Turmſtube aus wieder herunter auf das

Brett , um an der Leine zuhantieren , als es plötzlich

brach oder verrutſchte und er aus 9 Meter Höhe

herab ſtürzte . Da er erhebliche Verletzungen und

dauernden Schaden davon getragen hatte , klagte er

gegen die politiſche und gegen die Kirchengemeinde

auf Schadenerſatz . Er ſtützte ſeinen Anſpruch gegen

die politiſche Gemeinde , die ihn angeſtellt hatte , auf

ſein Vertragsverhältnis , gegen die Kirchengemeinde
auf unerlaubte Handlung , weil dieſe in dem Turm

einen Verkehr eröffnet und dabei unterlaſſen habe ,

für genügende Sicherheitsmaßregeln zu ſorgen . Das

Landgericht Halberſtadt und das Oberlandesgericht

Naumburg erklärten den Anſpruch des Klägers dem

Grunde nach für gerechtfertigt mit folgender Be⸗

gründung :

Die Beklagten ſind haftbar aus §S 823 BGB .

( fahrläßiger Verletzung von Leben und Geſundheit

eines Menſchen ) , die politiſche Gemeinde außerdem

noch aus § 618 BGB . ( Schutz gegen Gefahren für

Leben und Geſundheit in den angewieſenen Dienſt⸗

räumen ) . Die politiſche Gemeinde hatte den Mann

angeſtellt und mit dem Aufziehen der Uhr betraut , ſie

war alſo verpflichtet , dafür zu ſorgen , daß der Klä⸗

ger ohne Gefahr für ſeine Geſundheit dieſe Verrich⸗

tung ausführen konnte . Die zweitbeklagte Kirchen⸗

gemeinde wußte , daß die Uhr regelmäßig aufgezogen
wurde und geſtattete dies . Sie eröffnete alſo auf
dem Wege nach der Uhrkammer einen , wenn auch
nur beſchränkten Verkehr und war ihrerſeits ver⸗

pflichtet , dieſen Verkehr zu einem ſicheren zu ge⸗

ſtalten . Beide haben ihre Verpflichtungen nicht er⸗

füllt und deshalb den Körper und die Geſundheit
eines Menſchen wiederrechtlich und fahrläſſig ver⸗

letzt . Das Brett gehörte gar nicht in die Uhrkam⸗

mer ; es war ziemlich ſtark , aber alt und nicht mit

Nägeln auf dem Balken befeſtigt . Jedenfalls hat der

Unfall gezeigt , daß es keinen genügenden Stützpunkt

bot , ſondern daß es entweder gebrochen iſt oder ſich

verſchoben hat . Den Kläger trifft auch kein eigenes

Verſchulden . Die Beklagten behaupten zwar , ein

Betreten des Brettes ſei nicht nötig geweſen , man

habe die Leine auch vom Boden des dritten Stocks

aus in Ordnung bringen können . Wie dies aber

hätte geſchehen können , ob mit der Hand oder mit

einem Stock , iſt nicht gezeigt . Auf keinen Fall iſt

dem Kläger ein Vorwurf daraus zu machen , daß

er den vorhandenen , zum Zwecke der Uhrbedienung
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eingerichteten Stützpunkt benutzte . Daß er nichts

Unvernünftiges tat , geht daraus hervor , daß auch
ein Uhrmacher kurz vorher das Brett betreten hatte ,
um die Uhr zu regulieren , wie er es ſchon ſeit 33

Jahren benutzte , wenn er das Werk nachſah oder

reinigte .

Gegen dieſe Entſcheidung legte die Beklagte

noch Reviſion beim Reichsgericht ein . Sie hatte
indeſſen keinen Erfolg , da der Zivilſenat des höch⸗
ſten Gerichtshofes das Rechtsmittel als unbegrün⸗
det zurückwies .

Sammelt Speiſereſte und Küchenabfälle . Tag
täglich gehen in Deutſchland mehrere Millionen Ki⸗

logramm Speiſereſte und Küchenabfälle im Müll un⸗

verwertet zu Grunde . In Friedenszeiten mochte das

hingehen , obwohl auch damals der Volkshaushalt
erhebliche Einbußen erlitt . Jetzt im Kriege wäre es

unverantwortlich , wenn die großen Mengen an

Eiweiß , Fett , phosphorſaurem Kalt und anderen

Nährſtoffen , die in den Abfällen enthalten ſind , dau⸗

ernd ungenutzt blieben . Bei ſachgemäßer Verwer —

tung kann aber mit ihnen ein großer volkswirt —

ſchaftlicher Nutzen erzielt werden . Eine Verordnung
des Bundesrats vom 26 . Juni beſtimmt deshalb ,
daß in den Gemeinden von mehr als 40 000 Eim

wohnern durch Anordnung der Landeszentralbe⸗
hörde mit Zuſtimmung des Reichskanzlers die Haus —

haltungsvorſtände und die Inhaber und Leiter von

gewerblichen oder gemeinnützigen Betrieben ver —

pflichtet werden können , alle Speiſereſte und Küchen —
abfälle , ſoweit ſie nicht zur menſchlichen Ernährung
dienen oder im eigenen Haushalt oder Betriebe ver —
füttert werden , vom übrigen Müll getrennt zu ſam —
meln . In den Gemeinden mit mehr als 4000ʃ0

Einwohnern wohnen etwa 17 Millionen Menſchen .
Bei täglich 60 Gramm Tiſch - und Küchenabfällen
auf den Kopf der Bevölkerung ergibt ſich, das Jahr
zu 300 Arbeitstagen gerechnet , eine Geſamtabfall⸗
menge von über 300 Millionen Kilogramm . Bei

Verarbeitung zu dem in ſiebenmonatigen Fütte⸗

rungsverſuchen von der Deutſchen Landwirtſchafts⸗
Geſellſchaft erprobten Milchkraftfutter Melkogen
können aus dieſen 300 Millionen Kilogramm rund

75 Millionen Kilogramm Futter gewonnen werden ,

die nach den heutigen Preiſen einen Wert von über

25 Millionen Mark vorſtellen . Aber nicht der Geld⸗

betrag iſt die Hauptſache , ſondern es kann mit dem

ſozuſagen aus dem Nichts erzeugten Kraftfutter ein

beträchtlicher Teil des Milchbedarfs der Städte ge⸗
deckt werden . Bei je 60 Gramm Abfallergebnis lie⸗

fern je 100 von den in Betracht kommenden 17

Millionen Menſchen täglich das Futter für 8 Liter

Milch . Für die Gemeinden entſtehen nicht nur

keinerlei Laſten , vielmehr verbleibt ihnen , bei zweck —
mäßiger Einrichtung der Abfuhr vorausſichtlich noch

ein Ueberſchuß über die Abfuhrkoſten . Vor allem

aber können ſie ſich eine beſtimmte Menge Milch

zu beſtimmten Preiſen ſichern , da ihnen , wie er⸗

wähnt , wenn ſie eine ordnungsmäßige Regelung
des Milchverkehrs durchgeführt haben , auf ihr Ver —

langen annährend die Menge Melkogen geliefert

werden .

( Vorſtehendes dürfte auch in Städten unter

40000 Einwohnern zu beherzigen ſein . Auf eine

öffentliche Bekanntmachung hin , daß am . . . . Vor⸗

mittags oder Nachmittags — Stunde — der Wagen
die X- Straße durchfährt , um die geſammelten Kü⸗—

chenabfälle abzuholen , wird ſicherlich jede in Betracht

kommende Haushaltung das Gewünſchte bereit hal —

ten . Schriftleitung ) .Die

7 . Bad . Landgemeindenverband .

Unſere diesjährige Mitgliedervberſammlung .
Wie wir ſchon in der vorigen Nummer mitge⸗

teilt haben , ſoll in dieſem Jahr wieder eine Mit⸗

glieder - Verſammlung ſtattfinden . Dieſelbe iſt nun

endgültig auf Montag den 14. Auguſt vormittag 9

Uhr nach Offenburg anberaumt , woſelbſt ſie in der

vom Stadtrat freundlichſt zur Verfügung geſtellten
Turnhalle der ſtädt . Oberrealſchule ſtattfindet . Wir

haben die frühe Stunde deshalb gewählt , damit wir

bald zu Ende kommen und ſämtliche Beſucher der

Verſammlung am gleichen Tag noch in ihre Heimat

zurück gelangen können ; diejenigen Herren , welche

am Montag nicht ſo früh in Offenburg ſein können ,

müſſen eben die Herreiſe am Sonntag Nachmittag

antreten , wodurch ihnen nicht viel Zeitverluſt er —

wächſt ; die ſchon am Sonntag ankommenden Teil —

nehmer an der Verſammlung treffen ſich abends zu

geſelligem Beiſammenſein im Gaſthaus „ zum Engel “ .
Wir möchten auch hier ganz beſonders dringend bit⸗

ten , daß ſich diesmal kein Teilnehmer an der Ver —

ſammlung vom gemeinſamen Mittageſſen ausſchließt
und daß die Anmeldungen dazu rechtzeitig gemacht

werden , da ſonſt unliebſame Störungen unvermeid —

lich ſind .

In Bezug auf die Gegenſtände der weiter un⸗

ten fogenden Tagesordnung bemerken wir :

Ordnungszahl 2, 3 und 4 bedürfen keiner wei⸗

teren Erläuterung .

Zu O3 . 5. Im Jahr 1914 ſollten die Erneuer⸗

ungswahlen für die ausſcheidenden Ausſchußmitglie⸗
der vorgenommen werden , als gerade der Krieg aus⸗

brach ; man hat deswegen damals von der Vornahme

dieſer Wahlen abgeſehen und in einer Ausſchußſitzung

beſchloſſen , daß die bisherigen Ausſchußmitglieder

vorerſt weiter im Amt bleiben ſollen . Da nun aber

im nächſten Jahr auch die Dienſtzeit der anderen

Hälfte der Ausſchußmitglieder zu Ende geht , ſo muß

jedenfalls im nächſten Jahr eine vollſtändige Neu⸗

wahl des Ausſchuſſes ſtattfinden , auch wenn , was
wir nicht hoffen wollen , der Krieg bis dahin noch



nicht zu Ende ſein ſollte . Da über die Form der

Wahlen keine näheren Beſtimmungen beſtehen , ſo

ließen wir dieſelben ſeither in analoger Anwend —

7 Abſatz 1 der Statuten durch die Be —

zirtsvorſtände der einzelnen Kreiſe vornehmen ; die

ſes Verfahren hat ſich aber nicht gut bewährt , denn

manche Kreiſe enthalten nur drei oder vier Amts —

bezirke , die Zahl der Wahlberechtigten iſt daher viel

zu gering und wenn gar noch Einer oder der Andere

ausbleibt , ſo iſt überhaupt eine Wahl nicht mehr

möglich ; man wird daher einen neuen Wahlmodus
finden müſſen , und derſelbe dürfte vielleicht zweck—
mäßig darin zu finden ſein , daß ſämtliche dem Ver⸗

band angehörigen Gemeinden auf einen beſtimm⸗

ten Tag einen ſchriftlichen Wahlvorſchlag bei der

Verbandsleitung einreichen , worauf dann eine zu er⸗

nennende Kommiſſion das Wahlreſultat entziffert
und feſtſtelltt Hierzu ſoll , die Mitglieder - Verſamm⸗

Zuſtimmung gebeten werden .

6. Das Abkommen mit dem Reviſoren
verein und dem Rechnerverband wegen Herausgabe
einer gemeinſamen Verbands⸗Zeitſchrift war im

Jahr 1914 bei Abhaltung unſerer letzten Mitglieds —
verſammlung erſt wenige Monate in Wirkſamkeit ,
ſo daß man ſich noch kein Urteil über deſſen Zweck⸗

mäßigkeit bilden konnte , weshalb auch über deſſen
Genehmigung oder Nichtgenehmigung ſeitens der

Mitgliederverſammlung damals nicht geſprochen
wurde ; nachträglich fand man erſt , daß das Abkom —

men nur für ein Jahr abgeſchloſſen war , und um

nicht in Verlegenheit zu geraten , ließ man es im

ſtillſchweigenden Einverſtändnis der Beteiligten einſt⸗

weilen ruhig weiter beſtehen . Jetzt aber wird es

Zeit ſein , die Genehmigung der Mitglieder - Ver⸗
ſammlung , welche gemäß § 10f der Statuten not⸗

wendig erſcheint , zu erwirken . Ein Antrag auf Ge⸗

nehmigung dieſes Abkommens , welches jetzt im drit⸗

ten Jahre beſteht und ſich im Allgemeinen bewährt

hat , ſoll daher der Verſammlung zur Zuſtimmung

vorgelegt werden , wobei natürlich etwaige Anträge
aus der Mitte der Verſammlung auf Aenderung
einzelner Beſtimmungen derſelben nicht ausgeſchloſ —
ſen ſind .

Zu O3 . 7. Unſer Verband hat ſich in letzter

Zeit ſehr lebhaft mit den Kriegsernährungsfragen

beſchäftigt , und Mißſtände , welche ſich bisher gezeigt
haben , nebſt Anträge auf deren möglichſte Beſeiti⸗

gung höheren Orts zur Kenntnis gebracht ; hierüber

ſoll näherer Bericht mündlich erſtattet und zugleich

Mitteilung über den Erfolg unſerer Bemühungen

gemacht werden .

ung des 8

lung um ihre
2 82Zu 93

Verſchiedene Mitteilungen .

Infolge eines Aufrufs des Badiſchen Landes⸗

vereins vom Roten Kreuz vom 25 . April d. J. ,

welcher den Gemeinden ebenfalls zugegangen und

bekannt ſein dürfte , haben wir im Einverſtändnis

Nummer 6
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mit den Ausſchußmitgliedern aus Mitteln unſeres
Kriegsſpendefonds eine fahrbare Kriegsbücherei ge
ſtiftet , worauf uns vom Bad . Landesverein vom
Roten Kreuz ein Dankſchreiben zuging , welches wir
hiermit zur Kenntnis der Gemeinden bringen . Es
lautet :

„ Ihr Verband hatte die große Liebenswürdig
keit , uns für die fahrbare Kriegsbücherei die Mit
tel zur Stiftung eines Wagens mit 2900 Mark zur
Verfügung zu ſtellen . Der Betrag iſt auch bereits
eingegangen . Wir ſagen Ihnen für dieſe reiche
Spende herzlichen Dank und bitten , ſolchen auch
den beteiligten Gemeinden übermitteln zu wollen . “

Auszeichnung .
Das vom Verband geſtiftete Ehrendiplom für

25⸗jährige Dienſtzeit erhielten oder erhalten in näch —
ſter Zeit die Herren Bürgermeiſter Heidt in Auen⸗
heim und Schneider in Kappelwindeck .

Feuerverſicherung .
Stand nach der letzten Veröffentlichung in

5067400

Zugang :
OZ3. 408 NiederſchwörſtadtO⁴ 12100 ι

OZ . 409 Wehr

O
37000

3200

15100 lι

1400

Juli 5136200 ι

Z . 410 Riedheim

OZ. 411 Haagen
O3 . 331 Hochſtetten ( Nachtrag )

Stand am 14.

Einladung .
Die jährliche Mitgliederverſammlung unſeres

Verbandes und des Feuerverſicherungsvereins Ba⸗
denia findet am

Montag , den 14 . Auguſt ,
vormittags 9 Uhr

in der Turnhalle der Oberrealſchule in Offenburg

ſtatt mit folgender

Tagesordnung :
1. Verkündung der Rechnungen des Verbands

und der Badenia für 1915 und des Fonds für
das Erholungsheim für 1913 15 .

2. Verbeſcheidung der Rechnungen für 1913 , 1914

und ſoweit möglich , 1915 .

3. Wahl einer Rechnungsprüfungskommiſſion
für ' s künftige Jahr .

4. Kurzer Bericht über Entwickelung und Tätig⸗
keit des Verbandes ſeit der letzten Mitgliederver⸗
ſammlung .

5. Vornahme der Wahlen in den Verbands⸗

ausſchuß im Jahre 1917 .

6. Genehmigung des Zeitſchriftenabkommens .
7. Bericht über die Betätigung des Verbands

in Betreff der Volksernährung .



Nach dem Schluß der Verſammlung findet im macht werden , da die ſäumigen Herren ſonſt dies⸗
Gaſthaus „ zum Engel “ ein gemeinſames Mittageſſen mal nicht darauf rechnen können , daß ſie etwas er⸗

ſtatt . Das Gedeck mit / Flaſche Tiſchwein zu 4 Mk . halten .

50 25 10 li ten
in

Anbeltant
Um zahlreiche Beteiligung bittet .

ie Anmeldungen hiezu wollen in Anbetra

der gegenwärtigen ſchwierigen Verhältniſſe im Gaſt⸗
Heidelberg⸗Sandhaufen , 14 . Juli 1916·

wirtſchaftsgewerbe diesmal beſonders gewiſſenhaft u.
Der Vorſtand :

rechtzeitig mit Benützung der beiliegenden Karte ge⸗ Hambrecht .

——— Früherer Ratſchreiber

Bad . HAmtsrepisorenberein . ſeit Kriegsbeginn Vertr des Buchhalters einer Bez . ⸗

Sparkaſſe Badens , 26 J . alt , mit Einj . ⸗Zeugnis , un⸗

ged. Landſt , felddienſtunt . ſucht dauernde Stell . als

Buchh . bei einer Sparkaſſe od. Ratſch . b. e. Gemeinde.
Gute Zeugniſſe ſtehen zu Dienſten .

Off. unt . 100 an die Geſchſtelle d. Zeitſchrift.
fim 1. Juli d. Js . lit auf dem Felde der Ehre

gefallen unier flmtsgenolle und Vereinsmitglied
Erfahrener Rechnungsſachverſtüändiger über⸗

nimmt die

Otto huhr Prüfung der Jahresrechnungen der

Beufnant und Kompagnie - Führer im Inf . - Reg . Dr . 111 Krankenkaſſen
Ritter des Ellernen Kreuzes Il . Klalle Gefl . Angebote unter K. B . an die Geſchäfts⸗

und des Ritterkreuzes II . Klalle mit Schwertern ſtelle dieſer Zeitſchrift erbeten .

des Ordens vom Zähringer Böwen . —

klls ein äuherlt tapferer Soldat und Führer , der Rechnungssſeller .
während der 23 Kriegsmonate in gewillenhafter , ͤ Amt Lörrach ſucht wegen

treuelter Pflichterfüllung itets in der vorderiten Reihe e e A —
kämpfte , hat er ſeinem UDaterlande iein junges heben

ſteller zur Stellung der 1915er Gemeinderechnung .

3 Weil , den 3. Juli 1916 .

Wir werden dieiem hochgeichähten fimisgenoſlen , ind t
welcher duch in der Studtsperwaltung lich hervorragend

der Gemeinderat .

bewährt hat , ſtets ein ehrendes flndenken bewahren -

Karlsruhe , den 16. Juli 1916 . Stellenbesetzung .
Die Stelle des Stadtrechners iſt infolge der er⸗

betenen Verſetzung des jetzigen Stelleninhabers in

crtrrr den Ruheſtand frei geworden . Sie ſoll alsbald durch

eine geeignete Perſönlichkeit neu beſetzt werden . Die

BUOW- Salonpianinos
Stelle iſt eine etatmäßige im Sinne des Beamten⸗

ſtatuts und in Gehaltsklaſſe A (Mindeſtgehalt 3400
Mark , Höchſtgehalt 5800 Mark , Zulage alle 2 Jahre

mit Flülgelton , faſt neu , 8 Jahre Garantie , 300 Mark ) eingereiht .
statt Mk . 850 . — fur ſllk . 500 . —. Bewerbungen bitten wir bis längſtens 1. Sep⸗

1 1 tember ds . Is . unter Angabe der bisherigen Tätig⸗
Salon - Piqnino keit , der perfönlichen Verhältniſſe und des Gehalts

Ia . Fabrikat , gespielt , 5 Jahre Garantie , statt anſpruchs bei uns einzureichen . Auch Bewerbun⸗

Mk. 700 . — fur UIlk. 400 . Labzußeben . gen von Seiten im Felde Stehender werden ent⸗

Abbildung und Prachtkatalog mit über gegengenommen .

Bülow - , Einger - , Nagel - Pianinos frei . Oſſenburg , den 19 . Juli 1916 .

Fr . Siering , Mannheim C7 Nr . 8 9
P
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Fur gefälligen Beachtung !
Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten
a) des Landgemeindenberbandes (7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

ſtraße 19 ;
b) des Rechnerberbandes ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim : —

c) der Bestellung und des Lersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Verlag : die Bad . Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände . Geſchäftsſtelle in Bonndorf.
Schriftleitung : Oberreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
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